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Hinweis: Die Paragraphen beziehen sich auf die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) 
 
 
 
1. Vertragsbestandteile (§ 1) 
 
 Bei Widersprüchen im Vertrag gelten nacheinander: 
 - die Beschreibung der Leistung (Leistungsbeschreibung einschl. Zeichnungen) 

- die Ergänzenden Vertragsbedingungen für die Beschaffung von IT-Leistungen (EVB-IT) bzw. - 
soweit noch nicht durch die EVB-IT abgelöst - die Besonderen Vertragsbedingungen für die Be-
schaffung und den Betrieb von DV-Leistungen (BVB) 

- die Zusätzlichen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
 - die technischen- und Fachvorschriften für die jeweiligen Leistungen 
 - die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) 
 
 
2. Preise 
 
2.1 Die angebotenen Preise sind feste Preise. 
 
 Die vereinbarten Preise für Lieferleistungen enthalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen, 

Beförderung bis zur Anlieferungs- oder Annahmestelle, wenn in der Leistungsbeschreibung 
nichts anderes angegeben ist. 

 
 Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die Leistung abgegol-

ten. 
 
2.2 Der Einheitspreis ist der vertragliche Preis, auch wenn im Angebot der Gesamtbetrag einer Ord-

nungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multiplikation von Einheitspreis und Mengenansatz 
entspricht. 

 
2.3 In den Fällen von Nachtragsaufträgen und Freihändigen Vergaben, die ohne Aufforderung von 

mehreren Unternehmen zur Angebotsabgabe und damit ohne Wettbewerb erfolgen, handelt es 
sich nach der Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen nicht um Wett-
bewerbspreise, sondern um Selbstkostenfestpreise, bei denen die Preisermittlung aufgrund von 
Selbstkosten nach den Leitsätzen als Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53 vorzunehmen ist. 

 
 Selbstkostenfestpreise unterliegen der Preisprüfung durch die Preisüberwachungsstelle beim 

Land Schleswig-Holstein (Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr). 
 
 Der Auftraggeber ist nach § 9 Nr. 1 der Verordnung PR 30/53 berechtigt, vom Auftragnehmer vor 

Auftragsvergabe den Nachweis der Preisbildung durch Einsichtnahme in die Kalkulationsgrundla-
gen zu verlangen. 

 
 
3. Änderungen der Leistung (§ 2) 
 
3.1 Beansprucht der Auftragnehmer auf Grund von § 2 Nr. 3 eine erhöhte Vergütung, muss er dies 

dem Auftraggeber unverzüglich - möglichst vor Ausführung der Leistung und möglichst der Höhe 
nach – schriftlich mitteilen. 

 
3.2 Der Auftragnehmer hat auf Verlangen die durch die Änderung der Leistung bedingten Mehr- oder 

Minderkosten nachzuweisen. 
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4. Mehr- oder Minderleistungen (§ 2) 
 
 Bei marktgängigen serienmäßigen Erzeugnissen, für die Einheitspreise im Vertrag vorgesehen 

sind 
− ist der Auftragnehmer verpflichtet, Mehrleistungen bis zu 10 v. H. der im Vertrag festgelegten  

Mengen zu den im Vertrag festgelegten Einheitspreisen zu erbringen 
− begründen Minderungen bis zu 10 v. H. der im Vertrag festgelegten Mengen keinen Anspruch 

auf Änderung der im Vertrag festgelegten Einheitspreise. 
  
 Auf Verlangen sind neue Ausführungsfristen zu vereinbaren. 
 
 
5. Verpackung 
 
 Der Auftragnehmer hat Verpackungsstoffe zurückzunehmen bzw. auf seine Kosten zu beseitigen, 

wenn in der Leistungsbeschreibung nichts anderes angegeben ist. 
 
 
6. Ausführungsunterlagen (§ 3) 
 
 Der Ausführung dürfen nur Unterlagen zugrunde gelegt werden, die vom Auftraggeber ausdrück-

lich als zur Ausführung bestimmt gekennzeichnet sind. 
 
 
7. Verträge mit ausländischen Auftragnehmern (§ 19) 
 
7.1 Alle Äußerungen des Auftragnehmers müssen in deutscher Sprache abgefasst sein. Fremd-

sprachliche schriftliche Erklärungen Dritter (z. B. Bescheinigungen von Behörden) sind mit deut-
scher Übersetzung einzureichen. Die Übersetzung behördlicher Bescheinigungen muss vom 
Konsulat beglaubigt sein. 

 
 Bei Auslegung des Vertrags ist ausschließlich der in deutscher Sprache abgefasste Vertragswort-

laut verbindlich. Erklärungen und Verhandlungen erfolgen in deutscher Sprache. Für die Rege-
lung der vertraglichen und außervertraglichen Beziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt 
ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

 
 
8. Ausführung (§ 4) 
 
8.1 Der Auftraggeber behält sich vor, im Auftragsschreiben den Liefertermin bzw. die Ausführungs-

frist datumsmäßig festzulegen. 
 
 Sofern kein Liefertermin bzw. keine Ausführungsfrist angegeben wird, ist mit der Ausführung der 

Leistung unverzüglich nach Erhalt des Auftrages zu beginnen. 
 
8.2 Der Auftraggeber ist berechtigt, sich nach § 4 Nr. 2 von der vertragsgemäßen Ausführung der 

Leistung zu unterrichten. 
 
8.3 Der Auftragnehmer hat mitzuteilen, wen er als Vertreter für die Leitung der Ausführung bestellt 

hat. 
 
8.4 Der Erfüllungsort (Leistungsort) liegt beim Auftraggeber. 
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9. Vertragsstrafe (§ 11) 
 
9.1 Für den Fall der Vereinbarung einer Vertragsstrafe gemäß Ziff. 3 der „Aufforderung zur Abgabe 

eines Angebots“ als Vertragsbestandteil ist der Auftraggeber bei vom Auftragnehmer zu vertre-
tender Überschreitung der vereinbarten Vertragsfrist (umrandetes Feld auf Seite 1 der „Aufforde-
rung zur Abgabe eines Angebots“) berechtigt, im Rahmen der §§ 339 bis 345 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (BGB) vom Auftragnehmer eine Vertragsstrafe zu fordern. 

 
9.2 Hat der Auftragnehmer die Überschreitung der vereinbarten Liefer- bzw. Ausführungsfrist zu ver-

treten oder gerät er in sonstiger Weise in Verzug, so verpflichtet er sich, für jeden Werktag der 
verschuldeten Fristüberschreitung bzw. des Verzuges 0,1 v.H. des Nettoabrechnungswertes 
desjenigen Teils der Leistung, der nicht genutzt werden kann, zu zahlen. Die Vertragsstrafe wird 
insgesamt auf höchstens 5 v.H. der Nettoauftragssumme inkl. Nachträge begrenzt. 

 
9.3 Eine entsprechende Vertragsstrafe kann der Auftraggeber auch dann fordern, wenn der Auftrag-

nehmer mit der Beseitigung von Mängeln in Verzug gerät. 
 
9.4 Der Auftraggeber bleibt berechtigt, seinen über die verwirkte Vertragsstrafe etwa hinausgehen-

den Schaden vom Auftragnehmer ersetzt zu verlangen (§§ 340 Abs. 2, 341 Abs. 2 BGB). Der 
Nachweis des weitergehenden Schadens obliegt dem Auftraggeber. 

 
9.5 Der Auftraggeber muss den Vorbehalt der Vertragsstrafe nicht bereits zum Zeitpunkt der Ab-

nahme geltend machen, sondern es genügt, wenn dies bis zur Schlusszahlung erfolgt. 
 
9.6 Vertragsstrafe aufgrund des § 12 TTG 
 
 Der öffentliche Auftraggeber ist berechtigt, Kontrollen durchzuführen, um die Einhaltung  

der dem Auftragnehmer sowie den Nachunternehmen und den Verleihern von Arbeitskräften 
aufgrund des TTG auferlegten Verpflichtungen zu überprüfen (§11 TTG). Er darf sich zu diesem 
Zweck die Entgeltabrechnung, die Unterlagen über die Abführung von Steuern, Abgaben und 
Beiträgen sowie die zwischen Auftragnehmern und Nachunternehmer abgeschlossenen Verträge 
vorlegen lassen, diese prüfen und hierzu Auskünfte verlangen. Der Auftragnehmer sowie die 
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften haben ihre jeweiligen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. 
Der Auftragnehmer hat vollständige und prüffähige Unterlagen zur Prüfung der Einhaltung der 
Vorgaben des § 4 TTG bereitzuhalten. und auf Verlangen dem öffentlichen Auftraggeber in der 
vereinbarten Frist vorzulegen und zu erläutern. Er ist verpflichtet, die Einhaltung dieser Pflicht 
durch die beauftragten Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften vertraglich 
sicherzustellen. 

 
  Der Auftragnehmer hat für sich und seine Nachunternehmer vollständige, aktuelle und prüffähige 

Unterlagen für Überprüfungen auf Einhaltung der Verpflichtungserklärungen zu § 4 und § 9 TTG 
einschließlich der sorgfältigen Auswahl der Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräften 
durch das Innenministerium als zuständige Behörde für die Kommunen bereit zu halten und diese 
dem Innenministerium auf Verlangen unverzüglich zur Überprüfung vorzulegen. Dies kann auch 
eine Prüfung vor Ort beinhalten. 
Bei Verdacht auf Nichteinhaltung der Verpflichtungserklärung prüft das Innenministerium auf 
Antrag des öffentlichen Auftraggebers anhand der vorgelegten Unterlagen sowie zusätzlich 
einzufordernder Unterlagen und Auskünfte, ob bei der Auftragsdurchführung gegen die 
Verpflichtungserklärung verstoßen wird oder verstoßen wurde. 
Das Innenministerium darf entsprechende Auskünfte und die erforderlichen Unterlagen von den 
öffentlichen Auftraggebern und den Auftragnehmern und deren Nachunternehmern sowie den 
Verleihern von Arbeitskräften einholen. 

 
  Bleibt kein vernünftiger Zweifel an dem Vorliegen eines Verstoßes, stellt das Innenministerium 

einen grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verstoß fest und meldet dies dem Vergabe- und 
Korruptionsregister zum Schutz fairen Wettbewerbs. 
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Das Innenministerium als zuständige Behörde teilt den festgestellten Verstoß dem öffentlichen 
Auftraggeber mit. Dieser ist verpflichtet, die vereinbarte Vertragsstrafe einzufordern und die 
Kündigung des Vertrages zu prüfen. 

 
  Für jeden schuldhaften Verstoß gegen die Verpflichtungen aus der Verpflichtungserklärung nach 

§ 4 TTG ist eine Vertragsstrafe zu zahlen, die eins vom Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu 
fünf vom Hundert des Auftragswertes beträgt. Die Verpflichtung zur Zahlung der Vertragsstrafe 
besteht auch bei einem Verstoß, der durch einen vom Auftragnehmer eingesetzten 
Nachunternehmer oder durch einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer oder durch einen 
Verleiher von Arbeitskräften begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstoß 
bei Beauftragung des Nachunternehmers und des Verleihers von Arbeitskräften nicht kannte und 
unter Beachtung der Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmanns auch nicht kennen musste. 

 
  Es wird vereinbart, dass die schuldhafte Nichterfüllung der Verpflichtungen aus einer 

Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG durch den Auftragnehmer, seine Nachunternehmer und 
die Verleiher von Arbeitskräften sowie schuldhafte Verstöße gegen die Verpflichtungen des 
Auftragnehmers aus § 9 (1) TTG den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des 
Dienstleistungsvertrages oder zur Auflösung des Dienstleistungsverhältnisses berechtigen. 

 
  Es wird außerdem vereinbart, dass der öffentliche Auftraggeber bei nachweislichem Verstoß 

gegen die Verpflichtungen aus der Verpflichtungserklärung nach § 4 TTG wegen mangelnder 
Eignung für die Dauer von bis zu drei Jahren von der Teilnahme am Wettbewerb ausschließt 
(Auftragssperre). Der öffentliche Auftraggeber teilt die verhängte Auftragssperre dem Vergabe- 
und Korruptionsregister mit (§ 13 (1) TTG). 

  
 
10. Haftung, Mitteilung von Unfällen 
 
10.1 Bewachung und Verwahrung der Arbeitsgeräte, Arbeitskleider usw. des Auftragnehmers oder 

seiner Erfüllungsgehilfen - auch während der Arbeitsruhe - ist Sache des Auftragnehmers; der 
Auftraggeber ist dafür nicht verantwortlich, auch wenn sich diese Gegenstände auf seinen 
Grundstücken befinden. 

 
10.2 Hat der Auftraggeber auf Grund gesetzlicher Vorschriften Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers 

Schadenersatz zu leisten, so steht ihm der Rückgriff gegen den Auftragnehmer zu, wenn der 
Schaden durch Verschulden des Auftragnehmers oder seiner Erfüllungsgehilfen verursacht wor-
den ist. Hat ein Verschulden des Auftraggebers oder seiner Erfüllungsgehilfen mitgewirkt, so fin-
det § 254 BGB Anwendung. 

 
 
11. Veröffentlichungen 
 
 Der Auftragnehmer darf Veröffentlichungen über die Leistung nur mit vorheriger schriftlicher Zu-

stimmung des Auftraggebers vornehmen. 
 
 
12. Allgemeine Vertragsbedingungen und DIN-Vorschriften 
 
 Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen VOL/B und die weiteren in 

den Verdingungsunterlagen genannten DIN-Normen gelten in der jeweils letzten Fassung, die 
spätestens drei Monate vor dem Einreichungstermin im Bundesanzeiger bekannt gemacht bzw. - 
bei den weiteren DIN-Normen - angezeigt worden ist. 

 
 

Seite 5 



 
VOL/EV 7 

13. Berufsgenossenschaft 
 
 Solange der Vertrag nicht erfüllt ist, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber jede Änderung in 

seiner Zugehörigkeit zur Berufsgenossenschaft bzw. zu dem sonstigen gesetzlichen Versiche-
rungsträger unverzüglich mitzuteilen. Auf Verlangen des Auftraggebers hat er den Mitgliedschein 
der Berufsgenossenschaft und eine Bescheinigung der Berufsgenossenschaft darüber vorzule-
gen, dass er seiner Beitrags- und Vorschusspflicht nachgekommen ist. 

 
 
14. Unterauftragnehmer (Nachunternehmer) (§ 4 Nr. 4) 
 
14.1 Der Auftragnehmer darf Leistungen nur an Unterauftragnehmer übertragen, die fachkundig, lei-

stungsfähig und zuverlässig sind; dazu gehört auch, dass sie ihren gesetzlichen Verpflichtungen 
zur Zahlung von Steuern und Sozialabgaben nachgekommen sind und die gewerberechtlichen 
Voraussetzungen erfüllen. 

 Er hat die Unterauftragnehmer bei Anforderung eines Angebots davon in Kenntnis zu setzen, 
dass es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt. 

 Er darf den Unterauftragnehmern keine ungünstigeren Bedingungen - insbesondere hinsichtlich 
der Zahlungsweise und der Sicherheitsleistungen - auferlegen, als zwischen ihm und dem Auf-
traggeber vereinbart sind. Auf Verlangen des Auftraggebers hat er dies nachzuweisen. 

 
14.2 Der Auftragnehmer hat vor der beabsichtigten Übertragung Art und Umfang der Leistungen sowie 

Name, Anschrift und Berufsgenossenschaft (einschl. Mitgliedsnummer) des hierfür vorgesehenen 
Unterauftragnehmers schriftlich bekannt zu geben. Beabsichtigt der Auftragnehmer Leistungen 
zu übertragen, auf die sein Betrieb eingerichtet ist, hat er vorher die schriftliche Zustimmung ge-
mäß § 4 Nr. 4 VOL/B einzuholen. 

 
14.3 Der Auftragnehmer muss sicherstellen, dass der Unterauftragnehmer die ihm übertragenen Lei-

stungen nicht weiter vergibt, es sei denn, der Auftraggeber hat zuvor schriftlich zugestimmt; die 
Ziff. 14.1 und 14.2 gelten entsprechend. 

 
14.4.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, bei der Einholung von Unterauftragnehmerangeboten kleinere 

und mittlere Unternehmen angemessen zu beteiligen. 
 
14.4.2  Der Auftragnehmer hat bei beabsichtigter Übertragung der Leistungen auf andere Unternehmen 

die verbindlichen schriftlichen Zusagen der benannten Unternehmen vorzulegen, dass die 
Leistungen zu den gleichen Vertragsbedingungen der Ausschreibung erbracht werden. Dies gilt 
auch für Unternehmen, die in einem Beteiligungsverhältnis zum Auftragnehmer stehen. Von den 
Nachunternehmen sind Nachweise darüber vorzulegen, dass dem Auftragnehmer die Mittel und 
Ressourcen der Nachunternehmen für die Ausführung der betreffenden Leistungen tatsächlich 
zur Verfügung stehen. 

 
Ist der Auftragnehmer ein Vertragskonzern aufgrund eines Beherrschungsvertrages nach dem 
Aktienrecht und ist die Vertragserfüllung durch das beherrschte Unternehmen beabsichtigt, so 
genügt die Vorlage eines Handelsregisterauszuges, aus dem sich der Abschluss des 
Beherrschungsvertrages und damit der Zugriff auf die Ressourcen des beherrschten Unter-
nehmens nachweisen lässt. 

 
Bei Bietergemeinschaften ist die notwendige Fachkunde und Zuverlässigkeit jedes Mitgliedes 
nachzuweisen. Der Nachweis der Leistungsfähigkeit ist durch die Bietergemeinschaft als Ge-
samtheit zu erbringen. 
 
Soweit vom Auftragnehmer Referenzen gefordert werden, sind diese auch von den benannten 
Nachunternehmen vorzulegen. 
 

14.4.3 Die in Ziffer 14.2 und 14.4.2 genannten Unterlagen sind grundsätzlich bereits zusammen mit dem 
Angebot innerhalb der Angebotsfrist vorzulegen. Auf formlosen Antrag kann dem Bieter bzw. 
Bewerber gestattet werden, die im Falle der beabsichtigten Übertragung von Leistungen auf 
Nachunternehmen vorzulegenden Unterlagen ergänzend zum Angebot nachzusenden. Die 
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Unterlagen müssen der Vergabestelle spätestens innerhalb einer Frist von sieben Kalendertagen 
nach dem festgelegten Submissionstermin vor Auftragserteilung vorliegen. 

 
 
15. Kündigung aus wichtigem Grund/Wettbewerbsbeschränkungen (§ 8 Nr. 2) 
 
15.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund zu kündigen, oder von ihm 

zurückzutreten. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor,  wenn der Auftragnehmer Personen, 
die aufseiten des Auftraggebers mit der Vorbereitung, dem Abschluss oder der Durchführung des 
Vertrages befasst sind, oder ihnen nahestehenden Personen Vorteile (§§ 331 ff. StGB) anbietet, 
verspricht oder gewährt. Solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen Handlungen 
von Personen gleich, die aufseiten des Auftragnehmers mit der Vorbereitung, dem Abschluss 
oder der Durchführung des Vertrages befasst sind. Dabei ist es gleichgültig, ob die Vorteile den 
vorgenannten Personen oder in ihrem Interesse einem Dritten angeboten, versprochen oder ge-
währt werden. 

 
15.2 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der 

Auftragnehmer aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen hat, die eine unzu-
lässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 

 
 Für den Fall einer nachweislich unzulässigen, wettbewerbsbeschränkenden Abrede hat der Auf-

tragnehmer 5 v. H. der Abrechnungssumme an den Auftraggeber zu zahlen, es sei denn, dass 
ein Schaden in anderer Höhe nachgewiesen wird. Dies gilt auch, wenn der Vertrag gekündigt 
wird oder bereits erfüllt wurde. 

 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen sind insbesondere wettbewerbswidrige Verhandlun-
gen und Verabredungen mit anderen Bietern über 

 
− Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, 

− die zu fordernden Preise, 

− Bindungen sonstiger Entgelte, 

− Gewinnaufschläge, 

− Verarbeitungsspannen und andere Preisbestandteile, 

− Zahlungs-, Lieferungs- und andere Bedingungen, soweit sie unmittelbar den Preis beeinflus-

sen, 

− Entrichtung von Ausfallentschädigungen oder Abstandszahlungen, 

− Gewinnbeteiligung oder andere Abgaben 

 sowie Empfehlungen, es sei denn, dass sie nach § 38 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen - GWB - zulässig sind. Solchen Handlungen des Auftragnehmers selbst stehen 
Handlungen von Personen gleich, die von ihm beauftragt oder für ihn tätig sind. 

 
15.3 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen oder von ihm zurückzutreten, wenn der 

Auftragnehmer gegen Nr. 13 verstößt oder vorsätzlich oder grob fahrlässig unrichtige Erklärun-
gen im Angebotsschreiben und in den Anlagen abgibt. 

 
15.4 Vor Ausübung der Rechte gemäß Nr. 15.1 und 15.3 erhält der Auftragnehmer Gelegenheit, zu 

dem Kündigungs- bzw. Rücktrittsgrund innerhalb einer vom Auftraggeber zu setzenden Frist 
Stellung zu nehmen. 

 
15.5 Tritt der Auftraggeber gemäß Nr. 15.1, 15.2 oder 15.3 vom Vertrag zurück, so ist er berechtigt, 

aber nicht verpflichtet, die empfangenen Leistungen zurückzugeben. Behält er diese, so hat er ih-
ren Wert zu vergüten; werden sie zurückgegeben, so muss auch der Auftragnehmer die emp-
fangenen Leistungen zurückgeben. Im übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften über den 
Rücktritt. 
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15.6 Bei Kündigung oder Rücktritt sind Auftraggeber und Auftragnehmer verpflichtet, einander die 
Auskünfte zu erteilen, die notwendig sind, um die jeweiligen Ansprüche zu bemessen. 

 
15.7 Sonstige gesetzliche oder vertragliche Ansprüche der Vertragsparteien bleiben unberührt. 
 
 
16. Güteprüfung (§ 12) 
 
 Verlangt der Auftraggeber eine im Vertrag nicht vereinbarte Güteprüfung, werden dem Auftrag-

nehmer die dadurch entstandenen Kosten erstattet. 
 
 
17. Abnahme, Gefahrübergang (§ 13) 
 
17.1 Eine förmliche Abnahme von Lieferungen oder Leistungen ist im Bedarfsfall gesondert zu verein-

baren. Bei Aufbauleistungen hat der Auftragnehmer die Abnahme, ggf. auch Teilabnahme, recht-
zeitig schriftlich zu beantragen. 

 
17.2 Lieferleistungen werden an der Anlieferungsstelle, Aufbauleistungen nach Fertigstellung abge-

nommen. Bei der Abnahme festgestellte Mängel können ungeachtet vorheriger Güteprüfungen 
noch geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn bereits vor der Abnahme Leistungen 
dem Auftraggeber übereignet worden sind oder die Gefahr auf Grund einer Vereinbarung auf den 
Auftraggeber übergegangen ist. 

 
17.3  Die Gefahr geht - wenn nichts anderes vereinbart ist - auf den Auftraggeber über 
 
 - bei Lieferleistungen mit der Übergabe an der Anlieferungsstelle, 
 - bei Aufbauleistungen mit der Abnahme. 
 
 
18. Mängelansprüche und Verjährung (§ 14) 
 
18.1 Die Verjährungsfrist der Gewährleistungsansprüche beginnt mit der Übergabe bzw. Abnahme der 

Leistung. 
 Es gelten mindestens die gesetzlichen Fristen. 
 
18.2 Der Auftragnehmer hat alle erforderlichen Aufwendungen zu tragen, die zum Zwecke der Nach-

erfüllung oder bei Rücktritt erforderlich sind. 
 
 
19. Abrechnung (§ 15) 
 
19.1 Die Beteiligung des Auftraggebers an der Ermittlung des Leistungsumfangs gilt nicht als Aner-

kenntnis. 
 
19.2 Die Rechnung ist nur prüfbar, wenn der Rechengang verfolgt und geprüft werden kann. 
 Aus Abrechnungszeichnungen oder anderen Aufmaßunterlagen müssen alle Maße, die zur Prü-

fung der Rechnung nötig sind, unmittelbar zu ersehen sein. 
 
19.3 Rechnungen sind ihrem Zweck nach als Abschlags-, Teilschluss- oder Schlussrechnung zu be-

zeichnen; die Abschlags- und Teilschlussrechnungen sind laufend zu nummerieren. 
 
19.4 In den Rechnungen sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen nach den Ordnungszahlen 

(Positionen) des Leistungsverzeichnisses aufzuführen und mit Nettopreisen (Einheitspreisen, 
Pauschalpreisen, Verrechnungssätzen, Stundenlohnzuschlägen) anzugeben. Der Umsatzsteuer-
betrag ist mit dem Steuersatz hinzuzusetzen, der zum Zeitpunkt des Entstehens der Steuer, bei 
Schlussrechnungen zum Zeitpunkt des Bewirkens der Leistung gilt. 
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 Ist der Steuersatz in der Zeit zwischen Angebotsabgabe und Entstehen der Steuer durch Gesetz 
geändert worden und sind in diesem Zusammenhang durch die Änderung anderer Steuern Min-
derbelastungen eingetreten, so sind diese bei der Berechnung des Umsatzsteuerbetrages zu be-
rücksichtigen. 

 Beim Überschreiten von Vertragsfristen, die der Auftragnehmer zu vertreten hat, gilt der bei Frist-
ablauf maßgebende Steuersatz. 

 
 Bereits geleistete Zahlungen einschließlich der darin enthaltenen gesondert auszuweisenden 

Umsatzsteuer sind am Schluss der Rechnung einzeln und in der Nummernfolge aufzuführen und 
abzusetzen. 

 
19.5 Alle Rechnungen sind in 2-facher Ausfertigung einzureichen. 
 
 
20. Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen (§ 16) 
 
20.1 Sind in einem Vertrag Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen vorgesehen, so ist die dafür 

angegebene Zahl von Stunden unverbindlich. Bezahlt werden nur die auf Anordnung des Auftrag-
gebers tatsächlich geleisteten Stunden. 

  
 Bei unvorhergesehenen Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen erfolgt eine Bezahlung 

nur, wenn sie zuvor schriftlich vereinbart worden ist. 
 
20.2 Der Auftragnehmer hat über Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen arbeitstäglich Listen 

in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Diese müssen 
− das Datum 
− die genaue Bezeichnung des Ausführungsortes, 
− die Art der Leistung 
− die Namen der Arbeitskräfte und deren Berufs-, Lohn- oder Gehaltsgruppe, 
− die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft, ggf. aufgegliedert nach Mehr-, Nacht-, Sonn-

tags- und Feiertagsarbeit, sowie nach im Verrechnungssatz nicht enthaltenen Erschwernissen 
und 

− die Gerätekenngrößen 
 enthalten. 
 
 Rechnungen über Stundenverrechnungssätze müssen entsprechend den Listen aufgegliedert  

werden. 
 Die Originale der Listen behält der Auftraggeber, die bescheinigten Durchschriften erhält der Auf-

tragnehmer. 
 
20.3 Sind Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen mit anderen Leistungen verbunden, so sind 

keine getrennten Rechnungen aufzustellen. 
 
20.4 Der Auftragnehmer ist auf Verlangen des Auftraggebers verpflichtet, die tatsächlichen Lohnkos-

ten anhand der Lohnlisten nachzuweisen, soweit nicht Stundenlohnverrechnungssätze vereinbart 
worden sind. 

 
 
21. Zahlungen (§ 17) 
 
21.1 Zahlungen erfolgen ausschließlich bargeldlos auf ein in der Rechnung angegebenes Konto des 

Auftragnehmers. Bei der Nennung der Bankverbindung ist auch die Bankleitzahl anzugeben. 
 
21.2 Bei Arbeitsgemeinschaften werden Zahlungen mit befreiender Wirkung für den Auftraggeber an 

den für die Durchführung des Vertrages bevollmächtigten Vertreter der Arbeitsgemeinschaft (fe-
derführendes Mitglied) oder nach dessen schriftlicher Weisung geleistet. Dies gilt auch nach 
Auflösung der Arbeitsgemeinschaft. 
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21.3 Als Tag der Zahlung gilt bei Überweisung oder Auszahlung von einem Konto des Auftraggebers 
der Tag der Abgabe oder Absendung des Zahlungsauftrags an ein Geldinstitut. 

 
21.4 Vom Auftragnehmer angebotenes Skonto wird von jedem Rechnungsbetrag abgezogen, für den 

die geforderten Zahlungsfristen (gem. 2.2 der Bewerbungsbedingungen) eingehalten werden. 
 Die Fristen beginnen mit dem Eingang der prüfbaren Rechnungen beim Auftraggeber. 
 
21.5 Bei Vorauszahlungen ist Sicherheit durch Bürgschaft nach Nr. 25 zu leisten. 
 
 
22. Überzahlungen (§ 17) 
 
22.1 Bei Rückforderungen des Auftraggebers aus Überzahlungen (§§ 812 ff. BGB) kann sich der Auf-

tragnehmer nicht auf den Wegfall der Bereicherung (§§ 818 Abs. 3 BGB) berufen. 
 
22.2 Im Falle einer Überzahlung hat der Auftragnehmer den zu erstattenden Betrag - ohne Umsatz-

steuer - vom Empfang der Zahlung an mit 4 v.H. für das Jahr zu verzinsen, es sei denn, es wer-
den höhere oder geringere gezogene Nutzungen nachgewiesen. Es gelten die Vorschriften über 
die regelmäßige Verjährung. 

 
 
23. Abtretung (§ 17) 

 
23.1 Forderungen des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber können ohne Zustimmung des Auf-

traggebers nur abgetreten werden, wenn die Abtretung sich auf alle Forderungen in voller Höhe 
aus dem genau bezeichneten Auftrag einschließlich aller etwaiger Nachträge erstreckt. Teilabtre-
tungen sind nur mit schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers gegen ihn wirksam. 

 
23.2 Eine Abtretung wirkt gegenüber dem Auftraggeber erst,  
 

− wenn sie ihm vom alten Gläubiger (Auftragnehmer) und vom neuen Gläubiger unter genauer 
Bezeichnung der auftraggebenden Stelle und des Auftrags unter Verwendung des vorgegebe-
nen Formblattes des Auftraggebers schriftlich angezeigt worden ist und 

− wenn der neue Gläubiger dabei folgende Erklärung abgegeben hat: 
 
 „Ich erkenne an, 

a) dass die Erfüllung der Forderung nur nach Maßgabe der vertraglichen Bestimmungen be-
ansprucht werden kann, 

b) dass mir gemäß § 404 BGB die Einwendungen entgegengesetzt werden können, die zur 
Zeit der Abtretung gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren, 

c) dass die Aufrechnung mit Gegenforderungen in den Grenzen des § 406 BGB zulässig ist, 
d) dass eine durch mich vorgenommene weitere Abtretung gegenüber dem Auftraggeber 

nicht wirksam ist. 
 
 Zahlungen, die der Auftraggeber nach der Abtretung an den Auftragnehmer leistet, lasse ich 

gegen mich gelten, wenn vom Zugang der Abtretungsanzeige beim Auftraggeber bis zum Tag 
der Zahlung (Tag der Hingabe oder Absendung des Zahlungsauftrages an ein Geldinstitut) 
noch nicht 6 Werktage verstrichen sind. Dies gilt nicht, wenn die die Zahlung bearbeitenden 
Kassen/Sonderkassen schon vor Ablauf dieser Frist von der Abtretungsanzeige Kenntnis 
hatten.“  

 Abtretungen aus mehreren Aufträgen sind für jeden Auftrag gesondert anzuzeigen. 
 
23.3 Der Auftraggeber bestätigt dem Auftragnehmer den Eingang der Abtretungsanzeige. 
 
23.4 Ohne Einhaltung der Abtretungsvoraussetzungen nach den Nrn. 23.1 und 23.2 kann der Auftrag-

nehmer Geldforderungen an einen Dritten abtreten, wenn der Auftragnehmer Kaufmann in Sinne 
des Handelsgesetzbuches (HGB) ist und das Rechtsgeschäft, das die Forderung begründet hat, 
für ihn ein Handelsgeschäft ist (siehe § 354 a Satz 1 HGB). 
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 Die Forderungsabtretung entfaltet dann aber keine bindende Wirkung gegenüber dem Auftragge-
ber; er kann vielmehr weiterhin mit befreiender Wirkung an den Auftragnehmer Zahlungen leis-
ten. Das gilt auch dann, wenn die Forderungsabtretung dem Auftraggeber angezeigt wird oder er 
anderweitig davon Kenntnis erlangt (siehe § 354 a Sätze 2 und 3 HGB). 

 
 
24. Sicherheitsleistung (§ 18) 
 
24.1 Wird in der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots Sicherheit für die Vertragserfül-

lung/Gewährleistung verlangt, hat der Auftragnehmer eine Bürgschaft nach dem Formblatt des 
Auftraggebers in Höhe von 5  v. H. der Auftragssumme einschl. der Nachträge zu stellen. Nach 
Feststellung der Abrechnungssumme ist diese maßgebend. 

 
24.2 Die Sicherheit für Vertragserfüllung erstreckt sich auf die Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen aus 

dem Vertrag, insbesondere für die vertragsgemäße Ausführung der Leistung einschließlich Ab-
rechnung, Gewährleistung und Schadensersatz, sowie auf die Erstattung von Überzahlungen ein-
schließlich der Zinsen. 

 
24.3 Leistet der Auftragnehmer die Sicherheit nicht binnen 18 Werktagen nach Vertragsabschluss 

(Zugang des Auftragsschreibens bzw. der Nachtragsvereinbarung), so ist der Auftraggeber be-
rechtigt, die Abschlagszahlungen einzubehalten, bis der Sicherheitsbetrag erreicht ist. 

 
24.4 Der Auftraggeber behält sich vor, in geeigneten Fällen auf eine verlangte Sicherheitsleistung zu  

verzichten, wenn die Auftragssumme 50.000,-- €  nicht übersteigt. Im Vordruck „Angebot“ ist vom 
Bieter an der dafür vorgesehenen Stelle anzugeben, um welchen v.H.-Satz sich bei Verzicht auf 
eine Sicherheitsleistung die Angebotspreise vermindern. 

 
 
25. Bürgschaften (§§ 17 und 18) 
 
25.1 Ist Sicherheit durch Bürgschaft zu leisten, sind die Formblätter des Auftraggebers zu verwenden. 
 
25.2 Die Bürgschaft ist von einem in der Europäischen Gemeinschaft zugelassenen Kreditinstitut oder 

Kreditversicherer zu stellen. 
 
25.3 Die Bürgschaftsurkunden enthalten folgende Erklärung des Bürgen: 
 

− „Der Bürge übernimmt für den Auftragnehmer die selbstschuldnerische Bürgschaft nach deut-
schem Recht. 

− Auf die Einreden der Aufrechnung sowie der Vorausklage gemäß §§ 770, 771 BGB wird ver-
zichtet. 

− Die Bürgschaft ist unbefristet; sie erlischt mit der Rückgabe dieser Bürgschaftsurkunde. 
− Gerichtsstand ist der Sitz der zur Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle.“ 
 

25.4 Der Bürge hat auf erstes Anfordern zu zahlen, außer wenn die Bürgschaft für Gewährleistung in 
Anspruch genommen wird. 

 
25.5 Die Bürgschaft ist über den Gesamtbetrag der Sicherheit in nur  e i n e r  Urkunde zu stellen. 
 
25.6 Die Urkunde über die Vertragserfüllungsbürgschaft wird auf Verlangen zurückgegeben, wenn der 

Auftragnehmer 
 - die Leistung vertragsgemäß erfüllt hat, 
 - etwaige erhobene Ansprüche befriedigt und 
 - eine vereinbarte Sicherheit für Gewährleistung geleistet hat. 
 
25.7 Die Urkunde über die Gewährleistungsbürgschaft wird auf Verlangen zurückgegeben, wenn die 

Verjährungsfristen für Gewährleistung abgelaufen und die bis dahin erhobenen Ansprüche - auch 
auf Erstattung von Überzahlungen - erfüllt sind. Durch die Rückgabe der Urkunden werden 
weitere Ansprüche auf Erstattung von Überzahlungen nicht berührt. 

Seite 11 



 
VOL/EV 7 

 
25.8 Die Urkunde über eine Vorauszahlungsbürgschaft wird auf Verlangen zurückgegeben, wenn die 

Vorauszahlung auf fällige Zahlungen angerechnet worden ist. 
 
 
26. Gerichtsstand 
 
 Gerichtsstand ist Ratzeburg 
 
 
27. Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers 
 
 Ihre Geschäftsbedingungen dürfen Sie Ihrem Angebot nicht beifügen. Dies wäre eine 

vergaberechtlich unzulässige Änderung der Verdingungsunterlagen, die zum Ausschluss 
Ihres Angebots führen würde. 

 
 
28. Vertragsänderungen 
 
 Jede Änderung des Vertrages bedarf der Schriftform. 
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